
Erklärung nach § 6a Abs. 2 BVO

Beihilfeberechtigter:

nach § 6a Abs. 2 Beihilfeverordnung (BVO) zum Beihilfeanspruch auf Wahlleistungen

Erklärung

Anspruch auf Beihilfe zu den Aufwendungen für Wahlleistungen im Krankenhaus besteht nur dann,
wenn hierfür ein monatlicher Beitrag von 22 € (vor 01.02.2012: 13 €) von den Bezügen einbehalten
wird. Zu den Wahlleistungen gehören die Wahlleistung Unterkunft bis zur Höhe des Zwei-
bettzimmerzuschlags und wahlärztliche Leistungen (z. B. Chefarztbehandlung). Kann der Wahl-
leistungsbeitrag nicht von den Bezügen einbehalten werden, wird er zum 15. des jeweiligen Monats
fällig.

Nein, ich werde für mich und meine
berücksichtigungsfähigen Angehörigen Bei-
hilfen zu den Aufwendungen für Wahl-
leistungen nicht in Anspruch nehmen. Mir
ist bekannt, dass diese Erklärung un-
widerruflich ist und auch für meine bei-
hilfeberechtigten Hinterbliebenen gilt.

Ja, ich werde für mich und meine be-

rücksichtigungsfähigen Angehörigen Bei-
hilfen zu den Aufwendungen für Wahl-

leistungen in Anspruch nehmen. Ich bin

damit einverstanden, dass dafür ein mo-
natlicher Beitrag von 22 € von meinen
Bezügen einbehalten wird. Der Betrag ist
ab dem Monat des Beginns der Beihilfe-
berechtigung abzuziehen. Mir ist bekannt,
dass ich diese Erklärung jederzeit ohne
Angabe von Gründen widerrufen kann.
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Zurück an

Dienstherrn/Arbeitgeber/
Bezügestelle

Name

Vorname

Personalnummer

Datum Unterschrift des Beihilfeberechtigten oder Bevollmächtigten

Geburtsdatum

Straße, Nr.

OrtPostleitzahl

Bitte ankreuzen

Seite 1 von 2

Die Rechtslage - siehe Rückseite - ist mir bekannt. Ich gebe daher folgende Erklärung ab:

    

    

dGVtcGxhdGU9QlcwMzcwNjImc2lkPTg0Z3R0ZjEwNzg4NTE5NzQmMT1qLnBkZiZzYXZlPTEmcGFy%0D%0AYW0xPTA4MDc2MTg1LTAxLTAwMDAmb2ZzWFgxX3RvX3NtYWlsMz1pbmZvQGt2YncuZGUmc2VjPTEw%0D%0AMTAwMDAwMCZxdWVyeT0xJmltcG9ydD0xJmZpbGVVcmw9aHR0cHMlMjUzQSUyNTJGJTI1MkZmb3Jt%0D%0AdWxhcmUudmlydHVlbGxlcy1yYXRoYXVzLmRlJTI1MkZzZXJ2bGV0JTI1MkZkZS5mb3Jtc29sdXRp%0D%0Ab25zLkZpbGxTZXJ2bGV0JTI1M0ZzaWQlMjUzRDg0Z3R0ZjEwNzg4NTE5NzQlMjUyNjElMjUzRGou%0D%0AcGRmJmtucj0wODA3NjE4NS0wMQ%3D%3D%0D%0Ahttps%253A%252F%252Fformulare.virtuelles-rathaus.de%252Fservlet%252Fde.formsolutions.FillServlet%253Fsid%253D84gttf1078851974%25261%253Dj.pdf08076185-01-0000;101000000;rkTMRtqsh-1op4ZMqQiOJgBJ



Rechtslage nach § 6 a BVO:

Anspruch auf eine Beihilfe zu den Aufwendungen für Wahlleistungen im Krankenhaus besteht

seit 01.04.2004 nur dann, wenn der Beihilfeberechtigte hierfür einen monatlichen Beitrag leis-

tet.

In diesem Betrag sind die berücksichtigungsfähigen Angehörigen eingeschlossen.
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Versäumt ein Beihilfeberechtigter diese Ausschlussfrist oder erklärt er innerhalb der

Ausschlussfrist, dass er Beihilfe zu Wahlleistungen nicht mehr möchte, kann ihm und seinen

berücksichtigungsfähigen Angehörigen auf Dauer keine Beihilfe zu Wahlleistungen gewährt

werden.
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Die Erklärung, Beihilfe zu Wahlleistungen weiterhin beanspruchen zu wollen, kann jederzeit

ohne Angabe von Gründen schriftlich für die Zukunft widerrufen werden.

Hinweis

Um den Lesefluss zu erleichtern, verzichten wir auf Doppelnennungen (z. B. "der/die Beihilfeberechtigte"); die verwendeten

Bezeichnungen gelten jeweils für beide Geschlechter. Ebenso gelten alle ehebezogenen Begriffe auch für eingetragene

Lebenspartnerschaften.

Die Beihilfeberechtigten müssen gegenüber dem Dienstherrn  innerhalb einer Ausschlussfrist

von fünf Monaten schriftlich erklären, ob sie Beihilfe zu den Aufwendungen für

Wahlleistungen in Anspruch nehmen wollen. Die Ausschlussfrist beginnt u.a. mit dem Tag der

Entstehung einer neuen Beihilfeberechtigung nach der Beihilfeverordnung infolge der

Begründung eines Beamtenverhältnisses (erstmalige Berufung in das Beamtenverhältnis,

Ernennung zum Beamten auf Probe, Neuanstellung nach vorangegangener Entlassung,

Berufung in ein Wahlamt etc.). Für tarifliche Beschäftigungsverhältnisse gilt dies nur, soweit

neu eingestellten Arbeitnehmern noch ein Beihilfeanspruch zugesagt wurde.

Keine neue Wahlmöglichkeit besteht bei einer Umwandlung von einem Beamtenverhältnis

auf Probe in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, des Weiteren bei einer Versetzung oder

Abordnung innerhalb des Geltungsbereiches der BVO. Eine neue Erklärungsmöglichkeit

besteht nur, wenn beim bisherigen Dienstherrn andere Beihilferegelungen gelten (z. B. in

einem anderen Bundesland) und erst durch die Versetzung oder Abordnung die BVO Baden-

Württemberg Anwendung findet.


